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Datum: 19.05.2020 
 
Rechtsvorschriften: § 106 GewO, § 315 BGB, § 3 Abs. 5 TV-L 
 
Inhaltsangabe: 
 
Die Pflicht des Arbeitnehmers, an einer nach § 3 Abs. 5 TV-L zulässigerweise angeordne-
ten amtsärztlichen Untersuchung mitzuwirken, entfällt nicht allein dadurch, dass der Ar-
beitnehmer am Tag der Untersuchung arbeitsunfähig erkrankt unter Vorlage einer Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung seines behandelnden Arztes. 
 

 

Urteil: 

 

I. Die Berufung gegen das Endurteil des Arbeitsgerichtes Nürn-

berg vom 09.07.2019 – 14 Ca 1301/19 – wird kostenpflichtig 

zurückgewiesen. 

 

II. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 

Tatbestand: 

 

Die Parteien streiten um die Berechtigung einer Abmahnung. 

 

Der am 22.08.1962 geborene Kläger ist als Schreiner seit dem 01.07.2002 beim Beklag-

ten beschäftigt. Er arbeitet in Vollzeit mit einem monatlichen Bruttoarbeitsentgelt von ca. 

3.100,00 €. Auf das Arbeitsverhältnis findet der TV-L jedenfalls kraft Bezugnahme im Ar-

beitsvertrag Anwendung. Zu den Aufgaben des Klägers zählen Tätigkeiten, bei denen er 

immer wieder schwer heben und tragen muss. 

 

Im Jahr 2018 war er an insgesamt 75 Tagen wiederholt arbeitsunfähig erkrankt.  
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In der Zeit vom 06.11. bis 23.11.2018 war er durchgängig arbeitsunfähig erkrankt. Bei 

Wiederaufnahme seiner Arbeit am 26.11.2018 brachte er ein Attest seines behandelnden 

Arztes vom 21.11.2018 in Vorlage. Danach sollte er aus gesundheitlichen Gründen bis 

zum 14.12.2018 keine Gegenstände mit einem Gewicht über 10 kg heben, tragen oder 

ohne Hilfsmittel bewegen. 

Ab dem 28.12.2018 war der Kläger wieder arbeitsunfähig erkrankt für einen Zeitraum von 

über vier Monaten. 

Mit Schreiben vom 14.01.2019 wurde er daraufhin angewiesen, sich am 28.01.2019 beim 

ärztlichen Dienst vorzustellen. Der Termin wurde auf Veranlassung des Klägers verscho-

ben. Als neuer Termin wurde der 05.02.2019 festgelegt und dies dem Kläger mit Schrei-

ben vom 24.01.2019 mitgeteilt. Der Kläger nahm diesen Termin nicht wahr. Mit Schreiben 

vom 13.02.2019 wurde er zu der Absicht angehört, deshalb eine Abmahnung auszuspre-

chen. Der Kläger ließ durch seinen späteren Prozessbevollmächtigten mitteilen, dass er 

sich wegen bestehender Arbeitsunfähigkeit nicht verpflichtet sah, an der zulässigerweise 

angeordneten medizinischen Untersuchung mitzuwirken. 

 

Mit Schreiben vom 27.02.2019 wurde er deshalb abgemahnt und ihm mitgeteilt, dass es 

zur arbeitsvertraglichen Nebenpflicht aus § 3 Abs. 5 TV-L gehört, an einer aus begründe-

ter Veranlassung angeordneten ärztlichen Untersuchung mitzuwirken. 

 

Dagegen wandte sich der Kläger mit Klage auf Entfernung der Abmahnung aus der Per-

sonalakte, bei Gericht eingegangen am 11.03.2019. 

 

Der Kläger macht in der 1. Instanz geltend: 

Die Nebenpflicht des Klägers aus § 3 Abs. 5 TV-L, bei begründeter Veranlassung auf 

Weisung des Arbeitgebers durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass er zur Er-

bringung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in der Lage sei, sei unbestritten.  

Allerdings sei er an dem fraglichen Termin arbeitsunfähig erkrankt gewesen. Deshalb sei 

er nicht verpflichtet gewesen, den Untersuchungstermin wahrzunehmen. 

Dies ergebe sich aus der Rechtsprechung des BAG, Urteil vom 02.11.2016. Dort habe 

das BAG ausdrücklich festgestellt, dass wegen der Gefahr einer Beeinträchtigung des 
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Genesungsprozesses und einer dadurch bedingten Verlängerung des krankheitsbeding-

ten Ausfalls die Rücksichtnahmepflicht aus § 241 Abs. 2 BGB dem Arbeitgeber gebiete, 

die Erteilung von Weisungen hinsichtlich leistungssichernder Neben- und Verhaltens-

pflichten aus § 241 Abs.1 BGB auf dringende betriebliche Anlässe zu beschränken. Diese 

Rücksichtnahme habe der Beklagte vermissen lassen. Die Darlegungs- und Beweislast 

für die Rechtmäßigkeit seiner Weisung trage der Beklagte. Dazu habe er nichts vorgetra-

gen. Die Abmahnung sei deshalb unberechtigt. 

 

Das Arbeitsgericht Nürnberg hat die Klage abgewiesen. Zur Begründung hat es zusam-

mengefasst ausgeführt, dass der Beklagte begründete Veranlassung gehabt habe, die 

ärztliche Untersuchung am 05.02.2019 anzuordnen iSd § 3 Abs. 5 TV-L. Das Weisungs-

recht des Beklagten sei auch nicht im Hinblick auf die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung 

mit BAG, Urteil vom 02.11.2016 eingeschränkt gewesen. Es sei aus dem Klägervorbrin-

gen nichts dafür ersichtlich, dass ihm eine Teilnahme an der Untersuchung aus gesund-

heitlichen Gründen nicht möglich gewesen wäre. Daher sei die Abmahnung berechtigt ge-

wesen. 

 

Das Urteil vom 09.07.2019 wurde dem Kläger am 20.08.2019 zugestellt. Er legte dagegen 

Berufung ein mit Berufungsschrift vom 16.09.2019, beim Landesarbeitsgericht Nürnberg 

per Fax eingegangen am gleichen Tag. Nach Verlängerung der Berufungsbegründungs-

frist bis 19.11.2019 ging die Berufungsbegründungsschrift vom 11.11.2019 am gleichen 

Tag per Fax beim Landesarbeitsgericht Nürnberg ein. 

 

Der Kläger wiederholt das erstinstanzliche Vorbringen in der Berufung und setzt sich mit 

den Rechtsausführungen des Erstgerichtes auseinander.  

 

Er macht geltend: 

Es sei einleuchtend, dass bei 75 Arbeitstagen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit und 

dem Attest vom 21.11.2018 Anlass iSd § 3 Abs. 5 TV-L bestand, eine medizinische Unter-

suchung zu veranlassen. 

Allerdings habe der Beklagte diese Untersuchung nicht zu einem Zeitpunkt anordnen dür-

fen, in dem eine ärztlich festgestellte Arbeitsunfähigkeit des Klägers vorlag. Insoweit 

werde das Arbeitsgericht den Vorgaben der Rechtsprechung des BAG nicht gerecht. Die 
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Erteilung von Weisungen in bestehender Arbeitsunfähigkeit sei auf dringende betriebliche 

Anlässe zu beschränken, da generell in diesen Fällen eine latente Gefahr der Beeinträch-

tigung des Genesungsprozesses drohe. Dies gelte auch für die Weisung, sich einer ärztli-

chen Untersuchung zu unterziehen. Diese sei stets mit einer psychischen/nervlichen Be-

lastung verbunden, so auch hier beim Kläger. 

 

 

Der Kläger und Berufungskläger stellt folgenden Antrag: 

 

1. Das Urteil des Arbeitsgerichts Nürnberg  vom 09.07.2019 – 14 Ca 1301/19 –  

wird aufgehoben. 

 

2. Der Beklagte wird verurteilt, die Abmahnung vom 27.02.2019 aus der Perso-

nalakte des Klägers zu entfernen. 

 

3. Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Beklagte. 

 

4. Die Revision wird zugelassen. 

 

 

Der Beklagte und Berufungsbeklagte beantragt: 

 

Die Berufung des Beklagten wird kostenpflichtig zurückgewiesen.  

 

 

Der Beklagte trägt vor: 

Das Erstgericht habe zutreffend entschieden. 

Der Beklagte sei berechtigt gewesen, den Kläger nach § 3 Abs. 5 TV-L zu verpflichten, 

durch amtsärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass er zur Leistung der arbeitsver-

traglich geschuldeten Tätigkeit in der Lage sei. Der Kläger könne sich nicht auf seine Ar-

beitsunfähigkeit berufen als Begründung für sein Fernbleiben am Untersuchungstermin. 

Arbeitsfähigkeit am Tag der Untersuchung sei keine Voraussetzung für die Durchführung 

der Untersuchung. Diese sei nicht gleich zu setzen mit einem Personalgespräch. Die Un-

tersuchung komme auch dem Arbeitnehmer zugute, da damit festgestellt werden kann, ob 

der Arbeitnehmer die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung erbringen kann oder ob der 
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Arbeitgeber Maßnahmen ergreifen muss beispielsweise zur Einrichtung eines leidensge-

rechten Arbeitsplatzes. Der Kläger könne sich nicht auf eine Gefährdung seines Gene-

sungsprozesses berufen unter Hinweis auf eine möglich physische/nervliche Belastung. 

Dies zähle zum allgemeinen Lebensrisiko. 

Wegen des weitergehenden Vorbringens der Parteien in tatsächlicher und rechtlicher Hin-

sicht wird auf die gewechselten Schriftsätze Bezug genommen. Eine mündliche Verhand-

lung und eine Beweisaufnahme hat nicht stattgefunden. 

 

 

 

Entscheidungsgründe: 

 

I. 

Die Berufung ist zulässig. 

 

Sie ist statthaft, § 64 Absatz 1 und 2 c) ArbGG, sowie form- und fristgerecht eingelegt und 

begründet worden, § 66 Absatz 1 ArbGG. 

 

Die Entscheidung konnte im schriftlichen Verfahren ergehen nach § 64 Abs. 6 ArbGG iVm 

§ 128 Abs. 2 ZPO. Die Parteien haben auf die mündliche Verhandlung verzichtet und 

konnten noch binnen gesetzter Frist Schriftsätze einreichen, § 128 Abs. 2 ZPO. 

 

 

II. 

 

Die Berufung ist unbegründet. 

Das Erstgericht hat in Begründung und Ergebnis zutreffend entschieden. Das Berufungs-

gericht folgt dessen Begründung und macht sich dessen Ausführungen zu eigen, § 69 

Abs. 2 ArbGG. Im Hinblick auf das Berufungsvorbringen sind noch folgende Ausführun-

gen veranlasst: 

 

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Entfernung der Abmahnung vom 27.02.2019 aus sei-

ner Personalakte. 
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1. Arbeitnehmer können in entsprechender Anwendung von §§ 242, 1004 Abs. 1 Satz 1 

BGB die Entfernung einer zu Unrecht erteilten Abmahnung aus ihrer Personalakte ver-

langen. Der Anspruch besteht, wenn die Abmahnung inhaltlich unbestimmt ist, unrich-

tige Tatsachenbehauptungen enthält, auf einer unzutreffenden rechtlichen Bewertung 

des Verhaltens des Arbeitnehmers beruht oder den Grundsatz der Verhältnismäßig-

keit verletzt. Auch eine zu Recht erteilte Abmahnung ist aus der Personalakte zu ent-

fernen, wenn kein schutzwürdiges Interesse des Arbeitgebers mehr an deren Verbleib 

in der Personalakte besteht, BAG, Urteil vom 02.11.2016 – 10 AZR 596/15 -, Rn. 10, 

zitiert nach juris. 

 

2. Nach diesen Rechtsprechungsgrundsätzen besteht im vorliegenden Fall keine Ver-

pflichtung des Beklagten zur Entfernung der streitgegenständlichen Abmahnung aus 

der Personalakte des Klägers. 

 

a) Der Kläger war auf Aufforderung des Beklagten verpflichtet, sich durch den ärztli-

chen Dienst der bayerischen Polizei auf seine Arbeitsfähigkeit untersuchen zu 

lassen. Es bestand dafür eine „begründete Veranlassung“ nach § 3 Abs. 5 TV-L.  

Nach § 3 Abs. 5 TV-L ist der Arbeitgeber bei "begründeter Veranlassung" berech-

tigt, den Arbeitnehmer zu verpflichten, durch eine ärztliche Bescheinigung nach-

zuweisen, dass er zur Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in 

der Lage ist. Dem Arbeitgeber wird durch diese tarifliche Regelung das Recht zu-

gestanden, überprüfen zu lassen, ob der Arbeitnehmer gesundheitlich in der 

Lage ist, seinen arbeitsvertraglichen Pflichten nachzukommen. Hat der Arbeitge-

ber daran Zweifel, soll er feststellen lassen dürfen, ob seine Zweifel begründet 

sind. Die Verletzung einer tarif- oder einzelvertraglich geregelten Nebenpflicht 

des Arbeitnehmers, bei begründeter Veranlassung auf Verlangen des Arbeitge-

bers an einer ärztlichen Untersuchung zur Feststellung seiner Arbeitsfähigkeit 

mitzuwirken, ist „an sich“ geeignet, einen wichtigen Grund iSv. § 626 Abs. 1 BGB 

darzustellen. Die Verletzung der Mitwirkungspflicht kann je nach den Umständen 

sogar geeignet sein, eine - auch außerordentliche - Kündigung zu rechtfertigen, 

BAG, Urteil vom 25.01.2018 - 2 AZR 382/17 -, Rn. 27, zitiert nach juris. 
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„Die „begründete Veranlassung“ ergibt sich hier aus der Zusammenschau der ho-

hen Zahl von 75 krankheitsbedingten Fehltagen in 2018, der Vorlage des Attes-

tes des behandelnden Hausarztes vom 21.11.2018 mit den dort genannten Leis-

tungseinschränkungen sowie der sich ab 28.12.2018 anschließenden Arbeitsun-

fähigkeit von im damaligen Zeitpunkt voraussichtlich mehreren Monaten Dauer. 

Dies ist auch zwischen den Parteien unstreitig. 

 

Der Beklagte konnte auch die Vorstellung des Klägers beim ärztlichen Dienst der 

bayerischen Polizei zu dem genannten Termin anordnen. Der Kläger wird von 

dieser Pflicht nicht entbunden durch Vorlage privatärztlicher Atteste oder Zeug-

nisse über bestehende Erkrankungen. Dies ergibt sich ebenfalls aus § 3 Abs. 5 

TV-L. Dort ist ausdrücklich vorgesehen, dass der Arbeitgeber die Bescheinigung 

eines Amtsarztes verlangen kann, soweit sich nicht die Betriebspartner auf einen 

anderen Arzt geeinigt haben. Dies ist ebenfalls zwischen den Parteien unstreitig. 

 

Das Recht des Arbeitgebers aus § 3 Abs. 5 TV-L, eine amtsärztliche Untersu-

chung vom Arbeitnehmer zu verlangen, knüpft an keine weiteren Voraussetzun-

gen wie beispielsweise an die Arbeitsfähigkeit des Arbeitnehmers an.  

Schon nach dem Wortlaut der tariflichen Vorschrift ist es nicht Voraussetzung der 

amtsärztlichen Untersuchung, dass der Arbeitnehmer im Zeitpunkt der Untersu-

chung arbeitsfähig ist. Auch nach Sinn und Zweck der tariflichen Vorschrift ist 

eine solche Auslegung nicht geboten. Die Untersuchung dient gerade dem 

Zweck, festzustellen, ob der Arbeitnehmer zur Leistung der vertraglich geschul-

deten Arbeit (noch) in der Lage ist. Gerade während bestehender langanhalten-

der Arbeitsunfähigkeit kann diese Untersuchung aus verschiedenen Gründen ge-

boten sein. In dieser Untersuchung kann festgestellt werden, ob der Arbeitneh-

mer noch generell in der Lage ist, die geschuldete Arbeitsleistung zu erbringen 

und mit welchen Maßnahmen der Arbeitgeber im Rahmen seiner Fürsorgepflicht 

die Arbeitsbedingungen für den Arbeitnehmer so verändern und anpassen kann, 

dass dessen Arbeitsfähigkeit kurz- und langfristig gesichert ist. Mit dieser Unter-

suchung kann auch nicht generell gewartet werden, bis der Arbeitnehmer zu ei-

nem unabsehbaren Zeitpunkt die Arbeitsfähigkeit wiedererlangt. Der Arbeitgeber 

kann regelmäßig mangels besonderer Rechtsgrundlage in diesem Zeitpunkt der 
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Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit die angebotene Arbeitsleistung des Arbeit-

nehmers nicht zurückweisen mit der Maßgabe, dieser müsse erst eine Arbeitsfä-

higkeitsbescheinigung für die zuletzt ausgeübte Tätigkeit vorlegen. Für ein sol-

ches Verlangen besteht keine Rechtsgrundlage. Der Arbeitgeber kann auch nicht 

erst in diesem Zeitpunkt beginnen, gemeinsam mit dem Arbeitnehmer nach einer 

leidensgerechten Beschäftigung zu suchen, soweit dies erforderlich werden 

sollte. Schließlich muss der Arbeitgeber bei Ablehnung der Arbeitsleistung im 

sich anschließenden Streit um Vergütung aus dem rechtlichen Gesichtspunkt des 

Annahmeverzuges nachweisen, dass der Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung ob-

jektiv nicht in der Lage war nach § 297 BGB. Ein Zuwarten mit der Untersuchung 

bis zum Zeitpunkt der Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit birgt auch für den Ar-

beitnehmer Risiken, da er den Arbeitgeber nicht mit dem Angebot nicht näher 

spezifizierter leidensgerechter Arbeit in Annahmeverzug setzen kann, sondern 

nur mit dem tatsächlichen Angebot der zuletzt im Wege des Weisungsrechtes 

nach § 106 GewO zugewiesenen Arbeit. Mit der amtsärztlichen Untersuchung 

wird der Arbeitgeber in den Stand versetzt, seiner Fürsorgepflicht nachzukom-

men und gegebenenfalls schon vor der Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit des 

Arbeitnehmers die aus der Fürsorgepflicht heraus gebotenen Maßnahmen zum 

Schutz der Gesundheit des Arbeitnehmers bei Wiederaufnahme der Tätigkeit zu 

ergreifen. Dazu ist der Arbeitgeber auf Grund der eingereichten Arbeitsunfähig-

keitsbescheinigungen grundsätzlich nicht in der Lage, da diese weder Aussagen 

zu den Gründen der Arbeitsunfähigkeit enthalten noch Aussagen dazu, ob und 

welche Leistungseinschränkungen beim Arbeitnehmer vorübergehend oder dau-

erhaft bestehen. Mithin steht eine bestehende Arbeitsunfähigkeit der Pflicht des 

Arbeitnehmers zur Teilnahme an einer Untersuchung nach § 3 Abs. 5 TV-L nicht 

grundsätzlich entgegen. 

 

§ 3 Abs. 5 TV-L steht in dieser Auslegung auch mit höherrangigem Recht in Ein-

klang, zur Vorgängerregelung des § 7 Abs. 2 BAT schon BAG, Urteil vom 

06.11.1997 – 2 AZR 810/96 -, Rn. 15, zitiert nach juris; zur vergleichbaren Rege-

lung des § 5 Abs. 2 TGAOK (BAT/AOK-Neu) in jüngerer Zeit BAG, Urteil vom 

25.01.2018 – 2 AZR 382/17 -, Rn. 37, zitiert nach juris. 

 



 

7 Sa 304/19 

- 9 - 

b) Damit liegt eine Rechtsgrundlage vor, vom Kläger die Teilnahme an einer amts-

ärztlichen Untersuchung zu verlangen. Die Ausübung dieses Rechtes im Einzel-

fall und die konkrete Weisung, sich zu einem bestimmten Termin zur amtsärztli-

chen Untersuchung einzufinden, kann vom Arbeitgeber aber nur im Rahmen des 

billigen Ermessens ausgeübt werden nach § 106 GewO, § 315 Abs. 3 BGB. 

 

Die Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen verlangt eine Abwägung der 

wechselseitigen Interessen nach verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Wer-

tentscheidungen, den allgemeinen Wertungsgrundsätzen der Verhältnismäßig-

keit und Angemessenheit sowie der Verkehrssitte und Zumutbarkeit. In die Ab-

wägung sind alle Umstände des Einzelfalls einzubeziehen. Dem Arbeitgeber als 

Inhaber des Bestimmungsrechts nach § 106 Satz 1 GewO und § 315 Abs. 1 BGB 

verbleibt für die rechtsgestaltende Leistungsbestimmung ein nach billigem Er-

messen auszufüllender Spielraum. Innerhalb dieses Spielraums können dem Ar-

beitgeber mehrere Entscheidungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Dem Ge-

richt obliegt nach § 106 Satz 1 GewO und § 315 Abs. 3 Satz 1 BGB die Prüfung, 

ob der Arbeitgeber als Gläubiger der Arbeitsleistung die Grenzen seines Bestim-

mungsrechts beachtet hat. Bei dieser Prüfung kommt es nicht auf die vom Arbeit-

geber angestellten Erwägungen an, sondern darauf, ob das Ergebnis der ge-

troffenen Entscheidung den gesetzlichen Anforderungen genügt. Die Darle-

gungs- und Beweislast für die Einhaltung dieser Grenzen hat der Arbeitgeber. 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Ausübungskontrolle ist der Zeitpunkt, zu dem der 

Arbeitgeber die Ermessensentscheidung zu treffen hatte, BAG, Urteil vom 

24.10.2018 - 10 AZR 19/18 -, Rn 26, zitiert nach juris. 

 

Die Anordnung an den Kläger, sich am 05.02.2019 zur betriebsärztlichen Unter-

suchung beim ärztlichen Dienst der bayerischen Polizei einzufinden, wahrt die 

Grenzen des billigen Ermessens.  

Wie bereits ausgeführt, steht eine bestehende Arbeitsunfähigkeit der Teilnahme 

an einem amtsärztlichen Untersuchungstermin nicht grundsätzlich entgegen. Wie 

ebenfalls bereits ausgeführt, bestand begründete Veranlassung, zeitnah einen 

solchen Termin für eine amtsärztliche Untersuchung anzuordnen. Besondere 
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Umstände, die die Anordnung des Beklagten ausnahmsweise unbillig und rechts-

widrig erscheinen lassen, sind weder aus der Akte noch aus dem Vorbringen des 

Klägers ersichtlich.  

Es finden sich in der Akte keine Anhaltspunkte dafür, dass der Kläger aus Grün-

den in seiner Person, beispielsweise auf Grund seiner Erkrankung nicht trans-

portfähig war und deshalb nicht zu der angeordneten Untersuchung erscheinen 

konnte. Es finden sich auch keine Anhaltspunkte in der Akte dafür, dass der Klä-

ger aus anderen Gründen an der Teilnahme verhindert war. Hier ist beispiels-

weise daran zu denken, dass er an einer in hohem Maße ansteckenden Erkran-

kung litt und sich deshalb aus Gründen des Schutzes der Allgemeinheit eine Teil-

nahme an der amtsärztlichen Untersuchung verbot. Schließlich finden sich in der 

Akte auch keine Anhaltspunkte dafür, dass eine Teilnahme an der angeordneten 

Untersuchung geeignet gewesen wäre, den Genesungsprozess des Klägers zu 

verzögern. 

Der Kläger hat weder vor noch nach dem angeordneten Untersuchungstermin 

gegenüber dem Beklagten geltend gemacht, es sei ihm aus gesundheitlichen o-

der sonstigen Gründen nicht möglich gewesen, zu der angeordneten Untersu-

chung zu erscheinen. Auch im gerichtlichen Verfahren hat er solche besonderen 

Umstände in seiner Person oder andere besondere Umstände, die einer Teil-

nahme an der Untersuchung entgegengestanden wären, nicht konkret geltend 

gemacht. Solche besonderen Umstände können deshalb auch nicht die Weisung 

des Beklagten im konkreten Fall ermessensfehlerhaft machen. 

 

Der Kläger ist vielmehr ausweislich seines Vorbringens in der 1. Instanz wie auch 

in der Berufung der Auffassung, während bestehender Arbeitsunfähigkeit grund-

sätzlich nicht zur Teilnahme an einer betriebsärztlichen Untersuchung verpflichtet 

zu sein. Dies ergebe sich schon daraus, dass eine solche Untersuchung stets 

und auch in seinem Fall mit einer psychischen/nervlichen Belastung verbunden 

sei. Diese psychische/nervliche Belastung könnte den Genesungsprozess beein-

trächtigen.  

Dem folgt das Berufungsgericht aus den bereits genannten Gründen nicht. Es 

gibt keinen allgemeinen Erfahrungssatz, dass der Besuch eines Amtsarztes ohne 

besondere Umstände Nerven und Gemüt eines Patienten so belastet, dass allein 
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mit dem Arztbesuch eine Beeinträchtigung des Heilungsverlaufes verbunden 

wäre.  

Deshalb sind auch die Hinweise des Klägers auf BAG, Urteil vom 02.11.2016, 

nicht zielführend. Im dortigen Fall ging es nicht um die Anordnung einer amtsärzt-

lichen Untersuchung auf Grund besonderer tarifvertraglicher Grundlage, sondern 

um die Anordnung eines Personalgespräches auf der Grundlage des allgemei-

nen Weisungsrechtes des § 106 GewO mit dem Ziel, sich über die künftige Ver-

wendung des dortigen Klägers zu unterhalten. Dies war aus Sicht des BAG unter 

Abwägung der wechselseitigen Interessen nicht so „dringlich“, dass das Ge-

spräch während bestehender Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers im Betrieb 

des Beklagten hätte stattfinden müssen. 

Der Fall des BAG ist mit dem vorliegenden Fall nicht vergleichbar.  

Im Begriff der Dringlichkeit liegen ein kausaler und ein zeitlicher Aspekt. Der zeit-

liche Aspekt des Begriffes „dringlich“ wird im vorliegenden Fall schon mit dem 

Tatbestandsmerkmal der „begründeten Veranlassung“ des § 3 Abs. 5 TV-L abge-

deckt. Der kausale Aspekt des Begriffes „dringlich“ ergibt sich schon daraus, 

dass in einem ersten Schritt arbeitsmedizinisch die Verwendungsmöglichkeiten 

des Arbeitnehmers zu klären sind und erst in einem zweiten Schritt der weitere 

Arbeitseinsatz des Arbeitnehmers. 

 

Im Ergebnis war die Weisung des Beklagten, den Kläger zur amtsärztlichen Un-

tersuchung am 05.02.2019 einzubestellen, rechtmäßig. Der Kläger war nicht be-

rechtigt, die Teilnahme an der Untersuchung zu verweigern. Die Abmahnung er-

folgte daher zu Recht. 

 

Die Berufung des Klägers hat daher keinen Erfolg. 

 

 

III. 

 

Der Kläger trägt die Kosten des erfolglosen Rechtsmittels, § 97 Abs.1 ZPO. 
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IV. 

 

Die Revision war nicht zuzulassen nach § 72 Abs. 1 und 2 Nr. 1 ArbGG. Zulassungs-

gründe liegen nicht vor. 

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht 

gegeben; auf § 72 a ArbGG wird hingewiesen. 

 

 

 

 

 

 

 

 
U… P… S… 

Vorsitzender Richter Ehrenamtlicher Ehrenamtlicher 
am Landesarbeitsgericht Richter Richter 

 


